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Verlängerung des öffentlich-rechtlichen Vertrages für den 
gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt 
Grevesmühlen und des Amtes Grevesmühlen-Land
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

08.04.2019 Finanzausschuss Stadt Grevesmühlen
30.04.2019 Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen
06.05.2019 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschluss: 
Die Stadtvertretung beschließt die Verlängerung des bestehenden öffentlich-rechtlichen 
Vertrages zur Bildung eines gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschusses für die Stadt 
Grevesmühlen und das Amt Grevesmühlen-Land bis zum Ende der am 26.05.2019 
beginnenden fünfjährigen Wahlperiode. 
    
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 07.11.2012 hat das Ministerium für Inneres und Sport die Bildung eines 
gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschusses für die Stadt Grevesmühlen und das Amt 
Grevesmühlen-Land genehmigt. Der Vertrag vom 04.06.2013 ist der Beschlussvorlage als 
Anlage 1 beigefügt. 
Die Genehmigung wurde zwischenzeitlich auf Antrag bis zum Ende der aktuellen 
Legislaturperiode verlängert,  unter anderem mit der Auflage, dass dem Ministerium für 
Inneres und Sport frühestens ein Jahr und spätestens ein halbes Jahr vor Ablauf eine 
Fortschreibung des Erfahrungsberichtes vorgelegt wird. Dem ist die Verwaltung in 
Abstimmung mit dem Rechnungsprüfungsausschuss und nach Beschluss von 
Amtsausschuss und Stadtvertretung  nochmals nachgekommen und hat gleichzeitig die 
Genehmigung der Ausnahme bis zum Ende der neuen Legislaturperiode sowie die 
Aufnahme einer Öffnungsklausel für Verwaltungsgemeinschaften in die 
Kommunalverfassung beantragt. 
Das Ministerium hat mit Schreiben vom 12.02.2019 (sh. Anlage 2) mitgeteilt, dass eine 
zeitlich befristete Ausnahme bis zum Ende der aktuellen Legislaturperiode zugelassen wird 
und der öffentlich-rechtliche Vertrag entsprechend zu verlängern ist. 

Dieser Beschluss ist sowohl durch die Stadtvertretung als auch den Amtsausschuss zu 
fassen. 
  

Finanzielle Auswirkungen:
keine    
Anlage/n:
Öffentlich-rechtlicher Vertrag vom 04.06.2013
Antwort des Innenministeriums vom 12.02.2019  
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Ministerium für Inneres und Europa

Mecklenburg-Vorpommern

7 Ministerium für lnneres und Europa Mecklenburg-Vorpommern
19048 Schwerin

Amt Grevesmühlen-Land
Der Amtsvorsteher

Stadt Grevesmühlen
Der Bürgermeister
z. H. Frau Lenschow
Rathausplatz 1

L23936 Grevesmühlen

nachrichtlich:
Die Landrätin
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des Landkreises Nordwestmecklenburg
als untere Rechtsaufsichtsbehörde
PF 1565
23958 Wismar

Bearbeiter: Frau Albrecht

Telefon: +49 385 588 2334

Telefax: +49 385 588 - 482 2334

E-Mail: dorina.albrecht@im.mv-
regierung.de

Geschäftszeichen: 11 330-1 76-72000-201 4/009-008

Datum: Schwerin, 12.02.2019

• 14,9

Bi !dung eines gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschusses für die Stadt Grevesmühlen
und das Amt Grevesmühlen-Land
Ihr schriftlicher Antrag nach § 42 b KV M-V vom 05.10.2018

Anlage: -1-

Sehr geehrte Frau Lenschow,

mit o. a. Schreiben beantragten die Stadt Grevesmühlen und das Amt Grevesmühlen-Land die Zu-
lassung einer Ausnahme zur Bildung eines gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschusses für
eine weitere Kommunalwahlperiode. Das Ministerium für Inneres und Europa M-V hatte zuletzt mit
Schreiben vom 02.03.2017 eine Ausnahme nach § 42 b KV M-V zur Bildung eines gemeinsamen
Rechnungsprüfungsausschusses befristet bis zum Ende der am 25.05.2014 begonnenen fünfjähri-
gen Kommunalwahlperiode zugelassen.

Dem Antrag der Stadt Grevesmühlen und des Amtes Grevesmühlen-Land auf Bildung eines ge-
meinsamen Rechnungsprüfungsausschusses wird stattgegeben. Das Ministerium für Inneres und
Europa M-V lässt die Ausnahme zu § 36 Abs. 2 Satz 5 und 6 KV M-V / § 136 Abs. 3 KV M-V — be-
fristet bis zum Ende der am 26.05.2019 neu beginnenden fünfjährigen Kommunalwahlperiode -
unter folgenden Auflagen zu:

1. Über die Bildung des gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschusses zwischen der Stadt
Grevesmühlen und dem Amt Grevesmühlen-Land ist — auf der Grundlage der jeweiligen
Beschlüsse der Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen und des Amtsausschusses des
Amtes Grevesmühlen-Land — ein öffentlich-rechtlicher Vertrag nach den §§ 54 ff. VwVfG
M-V zu schließen bzw. der bestehende öffentlich-rechtliche Vertrag entsprechend zu ver-
längern. 2(4,44
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2. In diesem Vertrag muss bestimmt sein:
a. § 167 Abs. 4 und 5 KV M-V gilt entsprechend.
b. Beide Körperschaften bleiben Träger der Aufgabe der Rechnungsprüfung. Der ge-

meinsame Rechnungsprüfungsausschuss nimmt diese Aufgabe für beide Körper-
schaften wahr.

c. Es sind Regelungen über die Kosten (Vorschlag: Zahlung von Sitzungsgeld für die
eigenen Mitglieder durch die jeweilige Körperschaft), über die Zuständigkeit für die
Vorbereitung der Sitzungen, die Sitzungsbegleitung und für die Protokollführung
aufzunehmen.

d. Die kommunalinterne Rechtmäßigkeitskontrolle des § 33 KV M-V bleibt für beide
Aufgabenträger erhalten.

e. Die Zusammensetzung des Ausschusses, also wie viele Mitglieder von jeder Kör-
perschaft gestellt werden, ist festzulegen.

3. Dem Ministerium für lnneres und Europa M-V ist spätestens ein halbes Jahr vor Ablauf der
kommenden Kommunalwahlperiode eine aktualisierte Fassung des Erfahrungsberichts vom
05.10.2018 vorzulegen.

Auf die zu gewährleistende Beachtung der Vorschriften des Abschnitts I des Kommunalprüfungs-
gesetzes M-V sowie auf § 24 Abs. 1 Nr. 1 KV M-V (keine eigenen Prüfungshandlungen durch das
verwaltungsleitende Organ der zu prüfenden Körperschaft) weise ich hin.

Zudem mache ich darauf aufmerksam, dass die Einrichtung eines gemeinsamen Rechnungsprü-
fungsausschusses die Stadt Grevesmühlen nicht von der grundsätzlichen Pflicht entbindet, einen
hauptamtlichen Rechnungsprüfer nach § 1 Abs. 3 Satz 2 KPG M-V zu bestellen. Für mögliche
Ausnahmekonstellationen verweise ich auf das anliegende Hinweisschreiben vom 30.01.2019 (irr-
tümlich auf den 30.01.2018 datiert).

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

gez. Yvonne Mathiske
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